
Anträge der Rechtsmittelführerin 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— eine mündliche Verhandlung durchzuführen; 

— die Europäische Kommission zu verurteilen, an die Klägerin 
binnen 14 Tagen den Betrag von Euro 2 623 282,31 zu
züglich 6 % Zinsen per anno aus dem Betrag von Euro 
1 641 372,50 seit 24.09.2007 und 6 % Zinsen per anno 
aus dem Betrag von Euro 981 909,81 seit 16.10.2007 zu 
bezahlen; 

— festzustellen, dass die Europäische Kommission verpflichtet 
ist, der Klägerin allfällige weitere Schäden im Zusammen
hang mit der am 03.09.2007 zugeschlagenen Postzahl 
KUK459 und der am 17.09.2007 zugeschlagenen Postzahl 
KUK465 zu ersetzen; 

— auszusprechen, dass die Europäische Kommission schuldig 
ist, der Klägerin die Verfahrenskosten binnen 14 Tagen zu 
Handen des Vertreters der Klägerin zu ersetzen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Das Rechtsmittel wendet sich gegen einen Beschluss des Ge
richts, mit dem dieses eine Klage wegen Ersatz des Schadens, 
der der Klägerin und Rechtsmittelführerin dadurch entstanden 
sein soll, dass die Kommission die Durchführungsbedingungen 
der Dauerausschreibungen zum Wiederverkauf von Getreide, 
hier Mais aus Beständen der ungarischen Interventionsstelle, 
auf dem Gemeinschaftsmarkt nicht nachgeprüft habe, mangels 
rechtlicher Grundlage abgewiesen hat. 

Die Rechtsauffassung des Gerichts, nach der der Kommission 
kein rechtswidriges Verhalten vorgeworfen werden kann, sei 
unrichtig, da die vom Gericht zitierte Rechtssprechung ( 1 ) nicht 
auf den vorliegenden Fall übertragbar sei. 

Entgegen der Auffassung des Gerichts folge aus den einschlägi
gen Bestimmungen ( 2 ), dass Dauerausschreibungen zum Wieder
verkauf von Getreide aus den Beständen der Interventionsstellen 
der Mitgliedstaaten unter der Zuständigkeit der Kommission 
durchzuführen seien. Dabei habe die Kommission sowohl eine 
Entscheidungskompetenz als auch eine Kontrollpflicht ( 3 ). Ein 
Handlungsspielraum der genannten Interventionsstellen habe 
nicht bestanden. 

Die Kontrollpflicht der Kommission diene nicht nur dem Schutz 
der finanziellen Interessen der Union sondern auch dem Schutz 
der Interessen einzelner Marktteilnehmer. Die Verordnung 
884/2006 ( 4 ) konkretisiere die Kontrollpflicht dahingehend, 
dass alle Interventionslager mindestens einmal jährlich durch 
die Zahlstellen auf einwandfreie Konservierung und Vollständig
keit der Interventionsbestände zu kontrollieren seien, wobei der 
Kommission in der Folge eine Kopie der Kontrollprotokolle 
übermittelt werden müsse. Diese Vorschriften seien im streit
gegenständlichen Fall grob missachtet worden. 

Die Nichtausübung der Kontrollbefugnisse im Vorfeld der streit
gegenständlichen Ausschreibung durch die Kommission stelle 
somit einen qualifizierten und schwerwiegenden Pflichtverstoß 
dar. 

Darüber hinaus habe das Gericht Verfahrensfehler begangen, 
indem es Sachverhaltsdarstellungen der Klägerin ohne Beweis
verfahren als unrichtig qualifiziert und ohne mündliche Ver
handlung entschieden habe. 

( 1 ) Urteil des Gerichtshofs vom 1. Januar 2001 in der Rechtssache 
C-247/98, Kommission/Griechenland, sowie Urteil des Gerichts 
vom 13. November 2008 in der Rechtssache T-224/04, Italien/ 
Kommission. 

( 2 ) Insbesondere Artikel 6 und 24 der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 
des Rates vom 29. September 2003 über die gemeinsame Markt
organisation für Getreide; ABl. L 270, S. 78. 

( 3 ) Artikel 37 der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates vom 21. 
Juni 2005 über die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik; 
ABl. L 209, S. 1. 

( 4 ) Verordnung (EG) Nr. 884/2006 der Kommission vom 21. Juni 2006 
mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 
des Rates hinsichtlich der Finanzierung der Interventionsmaßnahmen 
der öffentlichen Lagerhaltung durch den Europäischen Garantiefonds 
für die Landwirtschaft (EGFL) und der Verbuchung der Maßnahmen 
der öffentlichen Lagerhaltung durch die Zahlstellen der Mitgliedstaa
ten; ABl. L 171, S. 35. 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichtshofs 
(Österreich) eingereicht am 30. September 2011 — ÖBB- 
Personenverkehr AG, weitere Parteien: Schienen-Control 
Kommission und Bundesministerin für Verkehr, 

Innovation und Technologie 

(Rechtssache C-509/11) 

(2012/C 13/08) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: ÖBB-Personenverkehr AG 

Weitere Parteien: 1. Schienen-Control Kommission 

2. Bundesministerin für Verkehr, Innovation 
und Technologie 

Vorlagefragen 

1. Ist Artikel 30 Absatz 1 erster Unterabsatz der Verordnung 
(EG) Nr 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten 
der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr ( 1 ) dahin auszulegen, dass 
die für die Durchsetzung dieser Verordnung benannte natio
nale Stelle befugt ist, einem Eisenbahnunternehmen, dessen 
Entschädigungsbedingungen für die Fahrpreisentschädigung 
nicht den in Artikel 17 dieser Verordnung festgelegten Kri
terien entsprechen, den konkreten Inhalt der von diesem
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Eisenbahnunternehmen zu verwendenden Entschädigungs
bedingungen verbindlich vorzuschreiben, auch wenn das na
tionale Recht ihr lediglich die Möglichkeit einräumt, derartige 
Entschädigungsbedingungen für unwirksam zu erklären? 

2. Ist Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr 1371/2007 des Eu
ropäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 
über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahn
verkehr dahin auszulegen, dass ein Eisenbahnunternehmen 
die Verpflichtung zur Leistung von Fahrpreisentschädigungen 
in Fällen höherer Gewalt ausschließen darf, dies entweder in 
analoger Anwendung der in den Verordnungen (EG) Nr 
261/2004, (EU) Nr 1177/2010 oder (EU) Nr 181/2011 vor
gesehenen Ausschlussgründe oder durch Heranziehung der 
Haftungsbefreiungen, wie sie in Artikel 32 Absatz 2 der 
einheitlichen Rechtsvorschriften für den Vertrag über die in
ternationale Eisenbahnbeförderung von Personen und Ge
päck (CTV, Anhang I zur Verordnung) enthalten sind, auch 
für Fälle der Fahrpreisentschädigung? 

( 1 ) ABl. L 315, S. 14 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts 
Hannover (Deutschland) eingereicht am 13. Oktober 

2011 — Laurence Prinz gegen Region Hannover 

(Rechtssache C-523/11) 

(2012/C 13/09) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Hannover 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Laurence Prinz 

Beklagte: Region Hannover 

Vorlagefrage 

Stellt es eine gemeinschaftsrechtlich nicht gerechtfertigte Be
schränkung des durch Art. 20, 21 AEUV verliehenen Rechts 
auf Freizügigkeit und Aufenthalt für Unionsbürger dar, wenn 
einer deutschen Staatsangehörigen, die ihren ständigen Wohn
sitz im Inland hat und eine Ausbildungsstätte in einem Mit
gliedsstaat der Europäischen Union besucht, Ausbildungsför
derung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) 
für den Besuch dieser ausländischen Ausbildungsstätte lediglich 
für ein Jahr gewährt wird, weil sie bei Beginn des Auslandsauf
enthalts nicht bereits seit mindestens drei Jahren ihren ständigen 
Wohnsitz im Inland hatte? 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Hamburg 
(Deutschland) eingereicht am 20. Oktober 2011 — 

Novartis Pharma GmbH gegen Apozyt GmbH 

(Rechtssache C-535/11) 

(2012/C 13/10) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Landgericht Hamburg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Novartis Pharma GmbH 

Beklagte: Apozyt GmbH 

Vorlagefrage 

Umfasst der Begriff „hergestellt“ im Einleitungssatz des Anhangs 
der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 zur Festlegung von Gemein
schaftsverfahren für die Genehmigung und Überwachung von 
Human- und Tierarzneimitteln und zur Errichtung einer Euro
päischen Arzneimittel-Agentur ( 1 ) auch solche Prozesse, bei de
nen Teilmengen eines nach den genannten Verfahren entwickel
ten und fertig produzierten Medikaments auf jeweilige Ver
schreibung und Beauftragung durch einen Arzt in ein anderes 
Gefäß abgefüllt werden, wenn dadurch die Zusammensetzung 
des Arzneimittels nicht verändert wird, also insbesondere die 
Herstellung von Fertigspritzen, die mit einem nach der Verord
nung zugelassenen Medikament befüllt worden sind? 

( 1 ) ABl. L 136, S. 1 

Vorabentscheidungsersuchen des Oberlandesgerichts Wien 
(Österreich) eingereicht am 20. Oktober 2011 — 
Bundeswettbewerbsbehörde gegen Donau Chemie AG u.a. 

(Rechtssache C-536/11) 

(2012/C 13/11) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberlandesgericht Wien 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Bundeswettbewerbsbehörde 

Beklagte: Donau Chemie AG, Donauchem GmbH, DC Druck- 
Chemie Süd GmbH & Co KG, Brenntag Austria Holding GmbH, 
Brenntag CEE GmbH, Ashland-Südchemie-Kernfest GmbH, Ash
land Südchemie Hantos GmbH
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